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Infobogen 15.7.2.3 
Die Wannseekonferenz 
 

Auf der Wannseekonferenz kamen am 20. Januar 1942 in einer Villa am Wannsee 
in Berlin 15 hochrangige Vertreter der nationalsozialistischen Reichsregierung und 
SS-Behörden zusammen, um unter dem Vorsitz von SS-Obergruppenführer 
Reinhard Heydrich den begonnenen Holocaust an den Juden im Detail zu 
organisieren und die Zusammenarbeit der beteiligten Instanzen zu koordinieren. 
Entgegen verbreiteter Meinung war es nicht Hauptzweck der Konferenz, den 
Holocaust zu beschließen – diese Entscheidung war mit den seit Monaten 
stattfindenden Massenmorden in vom Deutschen Reich besetzten Gebieten 
faktisch schon gefallen –, sondern in den Grundzügen die Deportation der 
gesamten jüdischen Bevölkerung Europas zur Vernichtung in den Osten zu 
organisieren und die erforderliche Koordination sicherzustellen. Die Teilnehmer 
legten den zeitlichen Ablauf für die weiteren Massentötungen fest, grenzten die 
dafür vorgesehenen Opfergruppen genauer ein und einigten sich auf eine 
Zusammenarbeit unter der Leitung des Reichssicherheitshauptamts (RSHA), das 
Heydrich führte. 
Dies war das Hauptanliegen Heydrichs, den Hermann Göring am 31. Juli 1941 mit 
der Gesamtorganisation der „Endlösung der Judenfrage“ beauftragt hatte. 
Daraufhin hatte Heydrich im Dezember 1941 zu der streng geheimen Konferenz 
eingeladen, an der Staatssekretäre aus verschiedenen Reichsministerien und dem 
Generalgouvernement, ein Ministerialdirektor der Reichskanzlei sowie leitende 
Beamte der Sicherheitspolizei (SiPo), des Sicherheitsdienstes (SD) und der 
Parteikanzlei teilnahmen. Protokollant war der SS-Obersturmbannführer Adolf 
Eichmann, Heydrichs Referent für „Judenangelegenheiten“. 
Der erst nach dem Zweiten Weltkrieg geprägte Begriff „Wannseekonferenz“ ergab 
sich aus dem Tagungsort, dem Gästehaus der Sicherheitspolizei und des 
Sicherheitsdienstes, Am Großen Wannsee 56/58. Die ehemalige Villa Marlier in 
Berlin-Wannsee wurde 1914/1915 nach Plänen von Paul Otto August Baumgarten 
erbaut. Heute ist das Haus eine Gedenkstätte für den Holocaust. 

 
Nationalsozialistische „Judenpolitik“ 
Der Antisemitismus war einer der zentralen Bestandteile der nationalsozialistischen 
Ideologie, der die NS-Politik bestimmte. Schon in seinem Werk „Mein Kampf“ 
propagierte Adolf Hitler Ideen, die auf die Ausrottung der Juden abzielten. 
Am 30. Januar 1939 hatte Hitler in einer Reichstagsrede erstmals „die Vernichtung 
der jüdischen Rasse in Europa“ für den Kriegsfall angekündigt. Darauf bezog sich 
Propagandaminister Joseph Goebbels in einem Artikel für „Das Reich“ vom  
16. Dezember 1941:  
„Wir erleben gerade den Vollzug dieser Prophezeiung und es erfüllt sich am 
Judentum ein Schicksal, das zwar hart, aber mehr als verdient ist. Mitleid oder gar 
Bedauern ist da gänzlich unangebracht.“ 
1942 kam Hitler öffentlich fünfmal auf seine Drohung und ihre Verwirklichung zu 
sprechen, zuletzt am 8. November 1942:  
„Sie werden sich noch der Reichstagssitzung erinnern, in der ich erklärte: Wenn das 
Judentum sich etwa einbildet, einen internationalen Weltkrieg zur Ausrottung der 
europäischen Rassen herbeiführen zu können, dann wird das Ergebnis nicht die 
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Ausrottung der europäischen Rassen, sondern die Ausrottung des Judentums in 
Europa sein. Sie haben mich immer als Propheten ausgelacht. Von denen, die 
damals lachten, lachen heute Unzählige nicht mehr, und die jetzt noch lachen, 
werden es vielleicht in einiger Zeit auch nicht mehr tun.“ 
 
Die beabsichtigten Ziele und Ergebnisse der nationalsozialistischen Politik 
gegenüber den Juden liegen also offen zu Tage. Gleichwohl sind Einzelheiten des 
Entscheidungsprozesses, der zum Holocaust führte, nur spärlich dokumentiert. Wie 
dieser Prozess innerhalb des NS-Regimes genau ablief, ist in vielen Details unklar 
und wird in der Holocaustforschung weiterhin intensiv diskutiert. 
 
Die Entscheidung zum Holocaust 
Zu den erhaltenen Dokumenten gehört der Auftrag Görings an Heydrich, einen 
„Gesamtentwurf“ bezüglich Kosten, Organisation und Durchführung für die 
„Endlösung der Judenfrage“ auszuarbeiten. Er erging am 31. Juli 1941, also fünf 
Wochen nach Beginn des Kriegs gegen die Sowjetunion am 22. Juni, der Millionen 
von Juden erst in die Reichweite des nationalsozialistischen Regimes brachte.  
Für die Zeit nach dem deutschen Überfall auf Russland sind vermehrt Äußerungen 
führender Funktionäre des NS-Regimes feststellbar, die auf den geplanten 
Völkermord schließen lassen. Dies gilt als Hinweis darauf, dass die endgültigen 
Entscheidungen, die zum Holocaust führten, im Herbst 1941 gefallen sein müssen. 
So versammelte Hitler am 12. Dezember 1941 die Reichs- und Gauleiter der NSDAP 
in seinen Privaträumen in der Reichskanzlei. Goebbels notierte darüber in seinem 
Tagebuch: 
„Bezüglich der Judenfrage ist der Führer entschlossen, reinen Tisch zu machen. […] 
Der Weltkrieg ist da, die Vernichtung des Judentums muss die notwendige Folge 
sein.“  
 
Manche Historiker sehen die Gauleitertagung bei Hitler am 12. Dezember 1941 als 
spätesten Termin an, an dem die Entscheidung zur systematischen 
Judenvernichtung gefallen ist. Andere bezweifeln, dass es überhaupt einen 
bestimmten Zeitpunkt gab, an dem ein solcher Beschluss getroffen und ein 
entsprechender Führerbefehl dazu ausgegeben wurde. Dazu führen sie u. a. ein Zitat 
aus dem Protokoll der Wannseekonferenz an: An die Stelle der Nötigung zur 
Auswanderung sei „nach vorheriger Genehmigung durch den Führer die Evakuierung 
der Juden nach dem Osten“ als Lösungsmöglichkeit getreten. Ein förmlicher 
Beschluss zum Völkermord, der Ermordung aller Juden, sei damit nicht gegeben 
worden; Hitler habe sich ungern festgelegt und sei nur „Legitimierungsinstanz“ in 
einem noch stufenweise weiter fortschreitenden Radikalisierungsprozess gewesen, 
der durch lokale Initiativen, selbstverursachte vermeintliche Sachzwänge und 
eliminatorischen Antisemitismus kumulierte. 
 
Die meisten Historiker folgern jedoch aus den Quellen, dass im Spätherbst 1941 ein 
entscheidender Schritt im Entscheidungsprozess zum Völkermord getan worden sei 
Damals zeichnete sich das Scheitern des Russlandkrieges ab, der als Blitzkrieg 
begonnen worden war. Damit zerschlugen sich die letzten unausgereiften Pläne, die 
Juden weit in den Osten abschieben zu können, nachdem vorher schon die 
Umsiedlungsprojekte nach Nisko und Madagaskar als undurchführbar zu den Akten 
gelegt worden waren. 
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Deportationen und Massenmorde bis Ende 1941 
Das nationalsozialistische Vorgehen gegen die Juden radikalisierte sich seit 1933 
über Ausgrenzung, Entrechtung, erzwungene Auswanderung, physische Verfolgung 
und Enteignung. Seit Kriegsbeginn kamen Ghettoisierung, Deportationen und 
Massenmorde in militärisch besetzten Gebieten Ost- und Südosteuropas hinzu. 
Diese Schritte erfolgten jedoch nicht überall chronologisch und geplant 
nacheinander, sondern teilweise in ständigem Wechsel und manchmal chaotisch 
nebeneinander. 
 
Mit dem Polenfeldzug 1939 begannen Massenmorde an Zivilisten hinter der Ostfront. 
Eine „zur besonderen Verfügung“ gebildete Einsatzgruppe unter Udo von Woyrsch 
erschoss bis Jahresende etwa 7000 Juden, erfuhr dafür aber starke Kritik einiger 
Armeebefehlshaber, wie z. B. des Oberbefehlshabers im Generalgouvernement, 
Johannes Blaskowitz. Seit dem 22. Juni 1941 erschossen vier im Mai aufgestellte 
Einsatzgruppen systematisch und in großem Umfang Staatsfunktionäre, Partisanen 
und – bevorzugt jüdische – „Geiseln“ hinter der gesamten Ostfront der deutschen 
Wehrmacht. Teils mit ihnen, teils ohne sie ermordeten im selben Gebiet Truppen der 
Ordnungspolizei und Einheiten der Waffen-SS unter Hans-Adolf Prützmann, Erich 
von dem Bach-Zelewski und Friedrich Jeckeln Juden in großer Zahl. Mit dem 
Massaker von Kamenez-Podolsk an ungarischen und ukrainischen Juden Ende 
August 1941 begann eine Reihe von Massenerschießungen, deren bekanntester die 
jüdische Bevölkerung von Kiew im September/Anfang Oktober 1941 in Babyn Jar 
zum Opfer fiel. Diese Massenmorde liefen immer stärker auf eine flächendeckende 
Ermordung aller Juden zu. 
 
In den von den Nationalsozialisten eingerichteten, überfüllten Ghettos starben täglich 
Juden an Unterernährung, Infektionskrankheiten und willkürlicher Gewalt ihrer 
Bewacher. Auch die „Vernichtung durch Zwangsarbeit“, die das Konferenzprotokoll 
als Methode der „Endlösung“ nannte, fand schon statt: etwa beim Bau einer 
wichtigen „Durchgangsstraße IV“ von Lemberg in die Ukraine. 
 
Im Oktober 1941 begannen Massendeportationen deutscher Juden aus dem 
Reichsgebiet. Auf Befehl Himmlers vom 18. September, unterzeichnet von Kurt 
Daluege, wurden bis zum 4. November 20.000 Juden und 5.000 "Zigeuner" nach 
Łódź deportiert. Am 23. Oktober 1941 verbot Himmler allen Juden im deutschen 
Einflussbereich die Auswanderung. 
 
„Auf Wunsch des Führers“ sollte bei Riga ein weiteres großes Konzentrationslager 
errichtet werden. Am 8. November 1941 erfuhr Hinrich Lohse, Reichskommissar für 
das besetzte Baltikum, dass je 25.000 „Reichs- und Protektoratsjuden“ nach Minsk 
und Riga deportiert werden sollten. Um letztere unterzubringen, ließ Jeckeln auf 
persönlichen Befehl Himmlers vom 29. November bis 1. Dezember sowie am 8. und 
9. Dezember 1941 insgesamt 27.800 Bewohner des Rigaer Ghettos erschießen. 
Unter den Opfern waren auch 1.053 Berliner Juden aus dem ersten Transport, die 
am 30. November sofort nach ihrer Ankunft erschossen wurden. Himmlers Veto 
dagegen vom selben Tag kam zu spät. Der Historiker Raul Hilberg vermutet, dass es 
ohnehin nur zu erwartende Proteste Lohses beschwichtigen sollte. Nach Deutung 
von Dieter Pohl fürchtete Himmler, ausbleibende Nachrichten der Deportierten 
würden in Deutschland rasch zu Gerüchten über ihre Liquidierung führen. Am 25. 



 
 

Den Nazis eine schallende Ohrfeige versetzen 

 

Den Nazis eine schallende Ohrfeige versetzen © Landeszentrale für politische Bildung Sachsen-Anhalt Seite 4 
 

und 29. November wurden bei Kaunas 5.000 eigentlich für Riga bestimmte Juden 
aus dem Reich und dem Protektorat erschossen.  
Das Vernichtungslager Belzec war seit November 1941 im Bau; dessen erste 
Gaskammern von geringer Kapazität waren zur Ermordung arbeitsunfähiger Juden 
vorgesehen. Auch für das Vernichtungslager Sobibor und das KZ Majdanek im 
Distrikt Lublin begannen die Bauvorbereitungen. Seit Anfang Dezember 1941 wurden 
in Kulmhof (Chelmno) Gaswagen zur Tötung von Juden eingesetzt. Darüber 
verfügten mittlerweile alle vier Einsatzgruppen. 
Bis die Wannseekonferenz einberufen wurde, hatten die Mörder mit Hitlers 
Zustimmung rund 900.000 Juden aus Deutschland, Polen und Russland in den von 
der Wehrmacht besetzten Gebieten umgebracht. Nun sollte als letzte 
Eskalationsstufe die systematische Ermordung aller Juden im deutschen 
Einflussbereich organisiert werden. 
 
Konferenzvorbereitungen 

Heydrich lädt am 8. Januar 1942 
Unterstaatssekretär Luther für den 20. Januar 1942 
ein. Die Wannseekonferenz war ursprünglich für 
den 9. Dezember 1941 anberaumt worden. 
Heydrichs Einladung zu einer „Besprechung mit 
anschließendem Frühstück“ verschickte Adolf 
Eichmann am 29. November. Er hob die 
„außerordentliche Bedeutung“ einer Gesamtlösung 
der Judenfrage hervor und legte das 
Ermächtigungsschreiben Görings an Heydrich vom 
31. Juli bei. Zudem bestätigte er, dass Juden aus 
dem Reichsgebiet, Böhmen und Mähren seit 
15. Oktober 1941 „evakuiert“ würden, also die 
Deportationen längst liefen. Eichmann war als 
Leiter des Gestaporeferats IV B 4 unter anderem 
für „Juden- und Räumungsangelegenheiten“ 
zuständig und organisierte später die meisten 

Deportationen von Juden aus Deutschland, Frankreich, den Niederlanden und 
anderen besetzten Gebieten in die Arbeits- und Vernichtungslager. Er lieferte 
Heydrich auch Vorlagen und Zahlenmaterial für sein Einleitungsreferat und fertigte 
das Protokoll über die Konferenz an. 
 
Auch andere NS-Ministerien bereiteten die Zusammenkunft vor. Am 8. Dezember 
erhielt Unterstaatssekretär Martin Luther eine Zusammenstellung der „Wünsche und 
Ideen des Auswärtigen Amtes zu der vorgesehenen Gesamtlösung der Judenfrage in 
Europa“. Diese empfahl die Abschiebung aller im Deutschen Reich ansässigen 
Juden deutscher Staatsangehörigkeit sowie die der serbischen, staatenlosen und 
von Ungarn übergebenen Juden. Den Regierungen in Rumänien, Kroatien, 
Bulgarien, Ungarn und der Slowakei solle die Abschiebung der in ihren Ländern 
ansässigen Juden nach dem Osten angeboten werden. Ferner solle auf alle 
Regierungen Europas Druck ausgeübt werden, Judengesetze nach dem Vorbild der 
Nürnberger Gesetze zu erlassen.  
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Nach Japans Angriff auf Pearl Harbor am 7. Dezember 1941 lud Hitler den Reichstag 
für den 9. Dezember ein, um dort die Kriegserklärung gegen die USA zu verkünden. 
Einige der zur Wannseekonferenz Eingeladenen waren Reichstagsmitglieder, 
darunter Heydrich; daher ließ er die Konferenz kurzfristig absagen. Ein 
Gesprächsvermerk, der von einer Verschiebung „wegen der Reichstagssitzung“ 
sprach, bestätigt seinen Absagegrund. Am 8. Januar 1942 ließ er neue Einladungen 
zum 20. Januar 1942 verschicken. 
 
Bis dahin wurden bereits wichtige Vorentscheidungen über einzelne auf der 
Konferenz besprochene Punkte getroffen. Hinrich Lohse hatte in einem Schreiben 
„Betreff: Judenexekutionen“ am 15. November 1941 in Berlin anfragen lassen: 
„Soll dieses ohne Rücksicht auf Alter und Geschlecht und wirtschaftliche Interessen 
(z. B. der Wehrmacht an Facharbeitern in Rüstungsbetrieben) geschehen? 
Selbstverständlich ist die Reinigung des Ostlandes von Juden eine vordringliche 
Aufgabe; ihre Lösung muss aber mit den Notwendigkeiten der Kriegswirtschaft in 
Einklang gebracht werden. Weder aus den Anordnungen zur Judenfrage in der 
‚braunen Mappe‘ noch aus anderen Erlassen konnte ich bisher eine solche Weisung 
entnehmen.“ 
 
Das Reichsministerium für die besetzten Ostgebiete antwortete am 18. Dezember 
1941, dass wirtschaftliche Belange „bei der Regelung des Problems grundsätzlich 
unberücksichtigt“ bleiben sollten. Hans Frank sprach am 16. Dezember 1941 bei 
einer Regierungssitzung von der Absicht, das Generalgouvernement „judenfrei“ zu 
machen, und wies dabei auf die anstehende „große Besprechung in Berlin“ bei 
Heydrich hin. Ungeklärt ist, warum die Tagung um ganze sechs Wochen verschoben 
wurde.  
 
Die Konferenz - Inhalte 

Im Protokoll der Wannseekonferenz wurden folgende 
Inhalte festgehalten: Heydrich teilte mit, dass er von 
Göring zum „Beauftragten für die Vorbereitung der 
Endlösung der europäischen Judenfrage“ bestellt 
worden sei und die Federführung beim „Reichsführer-
SS und Chef der Deutschen Polizei“, also Himmler, 
liege. Auf dieser Sitzung wollte er sich mit den 
unmittelbar beteiligten Zentralinstanzen abstimmen. 
Heydrich berichtete über die erfolgte Auswanderung 
von rund 537.000 Juden aus dem „Altreich“, Österreich 
sowie Böhmen und Mähren, an deren Stelle nach 
„vorheriger Genehmigung durch den Führer die 
Evakuierung der Juden nach dem Osten“ treten solle. 
Für die „Endlösung der europäischen Judenfrage“ 
kämen rund elf Millionen Juden in Betracht. In dieser 
Zahl waren auch „Glaubensjuden“ aus dem 

unbesetzten Teil Frankreichs, aus England, Spanien, Schweden, der Schweiz, der 
Türkei und weiteren neutralen oder gegnerischen Staaten außerhalb des deutschen 
Machtbereichs enthalten. Weiter hieß es im Protokoll: 
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„In großen Arbeitskolonnen, unter Trennung der Geschlechter, werden die 
arbeitsfähigen Juden straßenbauend in diese Gebiete geführt, wobei zweifellos ein 
Großteil durch natürliche Verminderung ausfallen wird. Der allfällig endlich 

verbleibende Restbestand wird, da es sich bei 
diesem zweifellos um den widerstandsfähigsten Teil 
handelt, entsprechend behandelt werden müssen, da 
dieser, eine natürliche Auslese darstellend, bei 
Freilassung als Keimzelle eines neuen jüdischen 
Aufbaues anzusprechen ist.“ 
Bei der Durchführung würde „Europa vom Westen 
nach Osten“ durchkämmt werden; dabei sollte wegen 
„sozial-politischer Notwendigkeiten“ und zum 
Freisetzen von Wohnraum im Reichsgebiet 
begonnen werden. Zunächst sollten die deutschen 
Juden in Durchgangsghettos und von dort aus weiter 
in den Osten transportiert werden. Juden im Alter von 
über 65 Jahren und Juden mit Kriegsversehrung oder 
Träger des Eisernen Kreuzes I würden in das Ghetto 
Theresienstadt kommen. Damit wären „mit einem 
Schlag die vielen Interventionen ausgeschaltet“. 
Diese detaillierten Vorschläge wurden vom 
Staatssekretär Stuckart, der 1935 mit der 

Ausarbeitung der Nürnberger Gesetze befasst gewesen war, als unpraktikabel 
zurückgewiesen. Er schlug vor, die Zwangsscheidung von „Mischehen“ gesetzlich 
vorzuschreiben und alle „Mischlinge ersten Grades“ zu sterilisieren. Da in diesen 
Punkten keine Einigung herbeigeführt werden konnte, vertagte man diese 
Detailfragen auf die Folgekonferenzen. 
 
Josef Bühler, Hans Franks Staatssekretär im Amt des Generalgouverneurs, drängte 
Heydrich auf der Konferenz, die Maßnahmen auf polnischem Gebiet im sogenannten 
„Generalgouvernement“ zu beginnen, weil er hier keine Transportprobleme sähe und 
„die Judenfrage in diesem Gebiete so schnell wie möglich zu lösen“ wünschte. 
Ohnehin sei die Mehrzahl dieser Juden nicht arbeitsfähig und „als Seuchenträger 
eine eminente Gefahr“. 
 
Folgekonferenzen 
In der Folgekonferenz vom Oktober 1942 wurde die Forderung nach 
Zwangsscheidung von „Mischehen“ erneut behandelt. Offenbar gab es jedoch 
Hinweise aus der Reichskanzlei, dass der „Führer“ während des Krieges keine 
Entscheidung treffen wolle. Im Oktober 1943 vereinbarte Otto Thierack vom 
Justizministerium mit Himmler, die jüdischen „Mischlinge“ vorerst nicht zu 
deportieren. Derartige Rücksichten auf die Stimmung der Bevölkerung wurden der 
SS in den besetzten Ostgebieten nicht genommen.  
 
Texte unter Verwendung von Materialien DHM, bpb 


